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Leitfaden für eine neue Planungskultur (Planungsleitfaden, Stand 5.11.2013) 
     und 
Entwurf einer Verwaltungsvorschrift der Landesregierung zur Intensivierung 
der Öffentlichkeitsbeteiligung in Planungs- und Zulassungsverfahren (VwV Öf-
fentlichkeitsbeteiligung)  
 

 

Sehr geehrte Frau Staatsrätin Erler, 

 

der LNV dankt für die Anhörung zur geplanten VwV Öffentlichkeitsbeteiligung und 
dem zugehörigen Planungsleitfaden und die damit verbundene Möglichkeit zur Stel-
lungnahme.  

 

Wir begrüßen die Einführung eines Beteiligungsscoping und der Möglichkeiten einer 
frühen, einer nicht-förmlichen und einer nachlaufenden Öffentlichkeitsbeteiligung 
neben der bislang vorgesehenen förmlichen Beteiligung bei Planfeststellungsverfah-
ren und Genehmigungsverfahren nach § 10 BImSchG.  

 

Aus LNV-Sicht sollten noch folgende Ergänzungen der Verwaltungsvorschrift erfol-
gen: 

- Bei der Einladung zum Beteiligungsscoping (Nr. 4) sollten die anerkannten Natur- 
und Umweltschutzverbände als Vertreter der vom geplanten Vorhaben betroffe-
nen Belange ausdrücklich genannt werden. 

- Bei der Unterrichtung der Öffentlichkeit (Nr. 1.3.3 und 5) sollte die Art und Weise 
der Unterrichtung festgelegt werden. Auch sollte ein Verfahren der Unterrichtung 
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festgelegt werden bei Unterlassung eines Scopings und der frühen Beteiligung, 
wenn über deren Notwendigkeit nichts bekannt ist oder Uneinigkeit besteht. Ins-
besondere sollte eine Pflicht zur Auskunft über das Vorhaben und über die Ver-
fahrensentscheidungen (z.B. Nr. 4 letzter Satz) aufgenommen werden. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 
 

Dr. Anke Trube 

Geschäftsführerin 

 


